
Neue Justiz 4/89 147

rechtliche Verpflichtung besteht, wie das Unterlassen von 
Maßnahmen im Rahmen der Fürsorge- und Aufsichtspflicht.

N i c h t  zur staatlichen Tätigkeit gehören:
— der Abschluß, die Erfüllung oder die Nichterfüllung 

zivilrechtlicher und arbeitsrechtlicher Verträge durch staat­
liche Organe oder staatliche Einrichtungen;

— die Instandhaltung oder Instandsetzung öffentlicher Ge­
bäude und baulicher Anlagen sowie öffentlicher Straßen, 
Wege und Plätze;

— die Teilnahme am Straßenverkehr mit Kfz staatlicher 
Organe oder staatlicher Einrichtungen.

Für den Ersatz von Schäden, die in Ausübung solcher 
nicht vollziehend-verfügender Tätigkeiten entstehen, gilt 
nicht das StHG.

Fügt ein Mitarbeiter eines Staatsorgans einem Bürger 
durch Verletzung eines zivil- oder arbeitsrechtlichen Vertra­
ges einen Schaden zu, ist der Schaden nach den einschlägigen 
Bestimmungen des ZGB bzw. des AGB zu ersetzen.

Ein Staatshaftungsanspruch ist auch dann nicht gegeben, 
wenn der Schaden durch eine gerichtliche Entscheidung 
rechtswidrig verursacht wurde (§ 1 Abs. 4 StHG).

Der Begriff „Schadenszufügung“ im Sinne dieser Voraus­
setzung fordert den ursächlichen Zusammenhang zwischen 
dem Verhalten des Mitarbeiters bzw. Beauftragten und dem 
Eintritt des Schadens (Kausalität). Das Verhalten des Mitar­
beiters bzw. Beauftragten muß also ursächlich für den Eintritt 
des Schadens gewesen sein.

Problematisch kann die Beurteilung eines Staatshaftungs­
anspruchs dann sein, wenn der Schaden nur bei Gelegenheit 
der Ausübung staatlicher Tätigkeit eingetreten ist. Wenn z. B. 
ein Mitglied der Wohnungskommission im Auftrag des zu­
ständigen örtlichen Rates eine Wohnungsbegehung durchführt, 
in der Wohnung einen ihn interessierenden Gegenstand be­
merkt, diesen mit Zustimmung des Wohnungsinhabers be­
sichtigt und bei dieser Gelegenheit einen Schaden verursacht, 
so liegt kein Staatshaftungsanspruch vor, da es sich in diesem 
Fall nicht um die Ausübung staatlicher Tätigkeit handelt. An­
ders läge der Fall, wenn das Mitglied der Wohnungskommis­
sion die Bewohnbarkeit einzelner Räume prüft und dabei 
Schäden an Einrichtungsgegenständen verursacht. Hier wäre 
der Schaden in Ausübung staatlicher Tätigkeit eingetreten. 4 S.

4. Rechtswidrigkeit der Schadenszufügung
Rechtswidrig ist jede Beeinträchtigung eines durch Gesetz 
oder andere Rechtsvorschriften geschützten subjektiven 
Rechts eines Bürgers. Dabei ist es für die Schadensersatz­
pflicht gegenüber dem geschädigten Bürger belanglos, ob der 
Mitarbeiter oder Beauftragte den Schaden vorsätzlich oder 
fahrlässig herbeigeführt hat oder ob ihn gar keine Schuld an 
der Entstehung des Schadens trifft. Für den Nachweis der 
Rechtswidrigkeit ist es ausreichend, daß ein kausaler Zu­
sammenhang zwischen dem Handeln des Mitarbeiters oder 
Beauftragten und dem Eintritt eines Schadens an der Person 
oder dem Eigentum eines Bürgers besteht.

Rechtswidrige Schadenszufügung, die zur Staatshaftung 
führt, kann einerseits vorliegen, wenn ein Mitarbeiter oder 
Beauftragter den Schaden unter Verletzung von Rechtsvor­
schriften verursacht, z. B. durch eine rechtswidrige Verwal­
tungsentscheidung oder durch das Unterlassen einer solchen 
Entscheidung oder einer anderen Maßnahme, obwohl das zu­
ständige staatliche Organ zum Handeln verpflichtet war. An­
dererseits kann sie auch gegeben sein, wenn eine staatliche 
Tätigkeit zwar rechtmäßig ausgeübt, aber dennoch das Leben, 
die Gesundheit oder das persönliche Eigentum des Bürgers 
rechtswidrig geschädigt wurde, z. B. wenn ein zuständiger 
Mitarbeiter eines Verwaltungsorgans rechtmäßig Kontrollen 
vornimmt und dabei versehentlich das persönliche Eigentum 
eines unbeteiligten Dritten beschädigt.

Dagegen liegt keine Rechtswidrigkeit vor, wenn der Ein­
griff in ein subjektives Recht nach Gesetzen oder anderen 
Rechtsvorschriften erlaubt ist. Das ist z. B. der Fall,

— wenn ein Rechtfertigungsgrund nach dem ZGB besteht, 
wie die Notwehr gemäß § 352 ZGB, der Notstand gemäß § 353 
ZGB oder die Selbsthilfe gemäß § 354 ZGB;

— bei Enteignung oder Inanspruchnahme von Grundstük- 
ken und Bauwerken nach dem Gesetz über die Bereitstellung 
von Grundstücken für Baumaßnahmen — Baulandgesetz — 
vom 15. Juni 1984 (GBl. I Nr. 17 S. 201);

— bei Inanspruchnahme von Sachen zur Bekämpfung von 
Bränden und zur Beseitigung anderer Gemeingefahren, wenn 
Kräfte und Mittel der zuständigen Organe dafür nicht ausrei­
chen (§ 16 Buchst, f des Gesetzes über den Brandschutz — 
Brandschutzgesetz — vom 19. Dezember 1974 {GBl. I Nr. 62
S. 575]);

— bei Entzug des Eigentumsrechts für wasserwirtschaftliche 
Maßnahmen gemäß §40 des Wassergesetzes vom 2. Juli 1982 
(GBl. I Nr. 26 S. 467).

In diesen Fällen erfolgt der Ausgleich des Schadens nicht 
über die Staatshaftung, sondern ggf. durch Entschädigung.6

Prüfung der Entscheidungsvoraussetzungen

Zur Durchsetzung eines Schadenersatzanspruchs aus der 
Staatshaftung muß der Bürger einen Antrag bei dem staat­
lichen Organ (der staatlichen Einrichtung) einreichen, dessen 
Mitarbeiter oder Beauftratgter den Schaden verursacht hat 
(§5 Abs. 1 StHG). Der Antrag ist an keine Form gebunden. 
Er kann schriftlich gestellt oder auch mündlich zu Protokoll 
gegeben werden und soll die genaue Anschrift und den Beruf 
des Antragstellers, die Höhe der Schadenersatzforderung so­
wie eine Begründung enthalten. Wenn möglich, sind Beweis­
mittel beizufügen. Es ist jedoch unzulässig, einen Antrag we­
gen unvollständiger Angaben abzulehnen.

Nach Eingang eines Staatshaftungsantrags hat der Leiter 
des staatlichen Organs (der staatlichen Einrichtung) zunächst 
folgende Fragen zu klären:

1. Ist das Staatsorgan (die staatliche Einrichtung) für das
Verfahren zuständig?

Gemäß § 5 Abs. 1 StHG sind für die Entscheidung über Staats­
haftungsanträge diejenigen staatlichen Organe (staatlichen 
Einrichtungen) zuständig, deren Mitarbeiter oder Beauftragte 
den Schaden verursacht haben. Die Leiter dieser Organe bzw. 
Einrichtungen entscheiden über Grund und Höhe des Scha­
denersatzanspruchs, sofern keine andere Zuständigkeit festge­
legt ist (§ 5 Abs. 3 Satz 1 StHG). Wurde der Schaden vom Lei­
ter selbst verursacht, ist der Leiter des übergeordneten Or­
gans für die Entscheidung zuständig.

Stellt der Leiter fest, daß er nicht zuständig ist, hat er den 
Antrag unverzüglich an das zuständige Organ weiterzuleiten 
und den Bürger davon zu informieren (§ 5 Abs. 2 StHG).

2. Unterliegt der Antragsteller dem Geltungsbereich des
StHG?

Das Staatshaftungsgesetz gilt generell für Bürger der DDR, 
die ihren Wohnsitz in der DDR haben (■§ 10 Abs. 1 Satz 1 
StHG). Unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls 
kann Schadenersatz auch dann geleistet werden, wenn Bürger 
der DDR ihren Wohnsitz nicht in der DDR haben (§ 10 Abs. 1 
Satz 2 StHG). Schadenersatzanträge können auch Personen 
stellen, die nicht Bürger der DDR sind, aber ihren ständigen 
Wohnsitz in der DDR haben (§ 10 Abs. 2 StHG).

Für Personen, die nicht Bürger der DDR sind und ihren 
ständigen Wohnsitz nicht in der DDR haben, tritt die Staats­
haftung nur dann ein, wenn Gegenseitigkeit für Schadensaus­
gleichung mit dem Staat vereinbart ist, dessen Bürger sie sind 
(§ 10 Abs. 3 Satz 1 StHG). Ausnahmsweise kann unter Be­
rücksichtigung des Einzelfalls Schadenersatz auch dann gelei­
stet werden, wenn die Gegenseitigkeit nicht gewährleistet ist 
(§10 Abs. 3 Satz 2 StHG).6 Die Entscheidung über alle Aus­
nahmefälle nach § 10 Abs. 1 und Abs. 3 StHG trifft der Leiter 
des zuständigen zentralen staatlichen Organs. Auf diese Ent­
scheidungen besteht jedoch kein Rechtsanspruch. Sie erfolgen 
aus Billigkeitsgründen und unterliegen demzufolge nicht der 
gerichtlichen Nachprüfung.

3. Ist der beantragte Schadenersatz bereits verjährt?

Der Staatshaftungsanspruch ist innerhalb eines Jahres gel­
tend zu machen (§4 Abs. 1 StHG). Die Verjährungsfrist be­
ginnt mit dem Tag, cm dem der Geschädigte von dem Schaden 
und davon Kenntnis hat, daß er von einem Mitarbeiter oder 
Beauftragten eines staatlichen Organs oder einer staatlichen 
Einrichtung verursacht wurde (§4 Abs. 2 StHG). Bei Staats­
haftungsfällen, bei denen zu diesem Zeitpunkt die Höhe des 
Schadens noch nicht vollständig feststellbar ist oder weitere 
(z. B. gesundheitliche Folge-) Schäden noch nicht absehbar

5 Vgl. dazu lm einzelnen: Verwaltungsrecht, Lehrbuch, a. a. O., 
S. 220 li., und das Gesetz über die Entschädigung für die Bereitstel­
lung von Grundstücken — Entschädigungsgesetz - vom 15. Juni 
1984 (GBl. I Nr. 17 S. 209) i. d. F. der Ziff. 2 der Anlage zum Gesetz 
zur Anpassung von Regelungen über Rechtsmittel der Bürger 
und zur Festlegung der gerichtlichen Zuständigkeit für die Nach­
prüfung von Verwaltungsentscheidungen vom 14. Dezember 1988 
(GBl. I Nr. 28 S. 329).


